Follow-up zur Entschließung des Europäischen Parlaments mit Empfehlungen an die Kommission zur Einrichtung eines EU-Mechanismus für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte, angenommen von der Kommission am 17. Januar 2017
1.	Entschließung eingereicht gemäß den Artikeln 46 und 52 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments durch den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) nach Stellungnahme des Ausschusses für konstitutionelle Fragen (AFCO)
2.	EP-Nummer: A8-0283/2016 / P8_TA-PROV(2016)0409 
3.	Datum der Annahme der Entschließung: 25. Oktober 2016
4.	Gegenstand: EU-Mechanismus für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte
[bookmark: _GoBack]5.	Kurze Analyse/Würdigung der Entschließung und der darin enthaltenen Forderungen:
In der Entschließung wird die Kommission aufgefordert, bis September 2017 auf der Grundlage von Artikel 295 AEUV einen Vorschlag für den Abschluss eines EU-Paktes für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte in Form einer interinstitutionellen Vereinbarung vorzulegen, die auf den ausführlichen Empfehlungen im Anhang basiert. Die Entschließung enthält u. a. Vorschläge für eine mögliche Änderung der Verträge (z. B. Überprüfung von Artikel 7 EUV sowie Streichung von Artikel 51 der Charta der Grundrechte) und eine Aufforderung zum Beitritt der Union zur Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten.
Der Anhang der Entschließung enthält einen Entwurf für eine interinstitutionelle Vereinbarung mit Einzelheiten zum EU-Pakt für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte:
· Der Pakt umfasst einen Europäischen Bericht über Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte mit länderspezifischen Empfehlungen.
· Er sieht eine jährliche interparlamentarische Aussprache auf der Grundlage dieses Berichts über Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte sowie einen Politikzyklus zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und den Grundrechten in den Organen der Union vor.
· Der jährliche Bericht über Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte einschließlich der länderspezifischen Empfehlungen wird von der Kommission auf der Grundlage eines Entwurfs eines unabhängigen Sachverständigengremiums ausgearbeitet.
· Das Sachverständigengremium setzt sich aus 38 Mitgliedern zusammen; je Mitgliedstaat wird vom jeweiligen nationalen Parlament ein unabhängiger Sachverständiger benannt, der ein nicht im aktiven Dienst stehender qualifizierter Verfassungsrichter oder Richter beim Obersten Gerichtshof ist, außerdem werden zehn weitere Sachverständige vom Europäischen Parlament ernannt; diese werden aus einer Liste von Sachverständigen ausgewählt, die von vorab festgelegten Stellen benannt werden. Die Kommission wird die Sekretariatsgeschäfte der Sachverständigengruppe führen.
· Geht aus den vom Sachverständigengremium ausgearbeiteten länderspezifischen Empfehlungen zu einem Mitgliedstaat hervor, dass eine Geltendmachung von Artikel 7 Absatz 1 oder 2 EUV hinreichend gerechtfertigt ist, erörtern die Kommission, der Rat und das Europäische Parlament die Angelegenheit unverzüglich und jeweils einzeln und treffen eine mit Gründen versehene Entscheidung, die der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird.
· Das Sachverständigengremium bewertet außerdem die Einhaltung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte durch die Kommission, das Europäische Parlament und den Rat.
6.	Reaktion auf die Forderungen und Überblick über die Maßnahmen, die von der Kommission getroffen wurden oder werden sollen:
Die Kommission dankt dem Europäischen Parlament, das wichtige Thema der Wahrung der gemeinsamen Werte, der Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte in der EU angesprochen zu haben. Sie unterstützt uneingeschränkt die der Entschließung zugrunde liegende Zielsetzung – sicherstellen, dass unsere gemeinsamen Werte und Regeln eingehalten und durchgesetzt werden. Hauptaufgabe in diesem Zusammenhang ist es, festzustellen, welche Mittel am besten zur Erreichung dieses Ziels geeignet sind.
Die Kommission hat die Entschließung eingehend geprüft und festgestellt, dass es Elemente gibt, die sie vollumfänglich unterstützt; dazu zählt insbesondere der inklusive Ansatz, der alle Interessenträger einbezieht, einschließlich der EU-Organe, der Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft.
Die Kommission unterstützt zudem die Idee des Europäischen Parlaments, eine interparlamentarische Aussprache zwischen dem Europäischen Parlament und den nationalen Parlamenten einzurichten. Die nationalen Parlamente sind an zahlreichen Problemen im Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit beteiligt, die wir in jüngster Zeit in einigen Mitgliedstaaten beobachtet haben. Wir müssen auf ein gemeinsames Verständnis hinarbeiten, wie unsere gemeinsamen Werte am besten auf nationaler und auf europäischer Ebene gewahrt werden können. Die vom Europäischen Parlament vorgeschlagene interparlamentarische Aussprache könnte in einem ersten Schritt dazu dienen, die verschiedenen vorliegenden Optionen und Wege zu erörtern, die dafür sorgen sollen, dass unsere gemeinsamen Werte eingehalten und durchgesetzt werden. Die Kommission wäre bereit, einen Beitrag zu einem solchen Dialog zu leisten.
Hinsichtlich der in der Entschließung enthaltenen Empfehlungen, die auf eine mögliche Änderung der Verträge abstellen, ist die Kommission der Ansicht, dass solche Änderungen kurz- oder mittelfristig nicht realistisch sind. Dies gilt insbesondere für den Vorschlag, Artikel 51 der Charta der Grundrechte zu streichen.
Die Kommission setzt sich weiterhin uneingeschränkt für den Beitritt der Union zur Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten ein. Der Beitritt wird unsere gemeinsamen Werte weiter stärken, die Wirksamkeit des Unionsrechts steigern und einen kohärenteren Schutz der Grundrechte in Europa ermöglichen. Indes werden im Gutachten des Gerichtshofs der Europäischen Union ernstzunehmende Rechtsfragen aufgeworfen; einige davon sind rechtlich und politisch komplex. Die Kommission hat daher in ihrer Eigenschaft als Verhandlungsführerin der Union ihre Konsultationen mit dem vom Rat benannten Sonderausschuss fortgesetzt.
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat die Kommission ernste Zweifel daran, ob ein jährlicher Bericht und ein Politikzyklus zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und den Grundrechten, die von einem Ausschuss von „Sachverständigen“ vorbereitet werden, notwendig und machbar sind; sie stellt außerdem die Notwendigkeit, Machbarkeit und den zusätzlichen Nutzen einer entsprechenden interinstitutionellen Vereinbarung in Frage. Einige Elemente des vorgeschlagenen Ansatzes, beispielsweise die zentrale Rolle eines unabhängigen Sachverständigengremiums im Rahmen des vorgeschlagenen Paktes, werfen gewichtige Fragen nach der Rechtmäßigkeit, Legitimität und Rechenschaftspflicht auf. Darüber hinaus gibt es auch praktische und politische Bedenken, die es erschweren könnten, dass sich alle betroffenen Organe auf eine gemeinsame Haltung verständigen.
Die Kommission ist der Auffassung, dass zunächst die bestehenden Instrumente bestmöglich eingesetzt werden sollten, wobei es Überschneidungen zu vermeiden gilt. Verschiedene Instrumente und Akteure bieten bereits eine Reihe ergänzender und wirksamer Mittel, um die gemeinsamen Werte zu fördern und zu wahren. Die Kommission wird diesen Mitteln weiterhin große Bedeutung beimessen und auf ihnen aufbauen.
Im Jahr 2014 hat die Kommission einen Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips angenommen, der von ihr derzeit auf Polen angewandt wird. Dies dürfte keinen Zweifel daran lassen, dass die Kommission den Schutz der Rechtsstaatlichkeit sehr ernst nimmt. Die Kommission dankt dem Parlament dafür, dass es diesen Ansatz – wie in der Entschließung vom 14. September zum Ausdruck gebracht – unterstützt. Ebenso begrüßt die Kommission die Debatten zu diesem Thema im Plenum des Europäischen Parlaments.
Auch der Rat hat im Jahr 2014 einen Dialog über die Rechtsstaatlichkeit eingerichtet, in dessen Rahmen einschlägige Fragen erörtert werden. Am 15. November hat der Rat eine Bewertung des Dialogs vorgenommen; die meisten Mitgliedstaaten betonten dabei, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass der Dialog durch häufigere und stärker ergebnisorientierte und besser strukturierte Debatten fortgeführt und intensiviert wird. Darüber hinaus wurde vereinbart, dass der Dialog über die Rechtsstaatlichkeit Ende 2019 neu bewertet werden soll, um zu eruieren, ob er in einen jährlichen Peer Review umgewandelt werden kann.
Die Kommission unterstützt den Grundgedanken der Entschließung, die vielfältigen vorhandenen Daten und Berichte leichter zugänglich und sichtbarer zu machen, auch auf nationaler Ebene. Es gibt zahlreiche weitere Akteure – darunter der Europarat und seine Venedig-Kommission, die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte sowie NRO –, die zur Überwachung der Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und der Grundrechte in den Mitgliedstaaten beitragen.
Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte hat die wichtige Aufgabe, einen klaren Überblick über die bestehenden Informationen und Berichte über die Mitgliedstaaten oder bestimmte Themen leicht zugänglich zu machen, wie im Programmplanungsdokument der Agentur für den Zeitraum 2017-2019 festgelegt.
Die Kommission hält es für äußerst wichtig, die Mitgliedstaaten weiter dabei zu unterstützen, die Wirksamkeit ihrer nationalen Justizsysteme im Rahmen des Europäischen Semesters zu verbessern und Justizreformen in den Mitgliedstaaten mit EU-Mitteln und dem EU-Justizbarometer voranzubringen. Generell sollten die Mitgliedstaaten ermutigt werden, ihre Kapazitäten im Zusammenhang mit der Durchsetzung und Rechtsmitteln zu verbessern.
Damit die in der Charta verankerten Rechte in der Praxis wirksam umgesetzt werden, unterstützt die Kommission die Entwicklung von Instrumenten zur stärkeren Sensibilisierung von Richtern, Staatsanwälten und Rechtsanwälten sowie nationalen Menschenrechtsgremien in den Mitgliedstaaten.
Besondere Bedeutung hat für die Kommission auch, dass der Einzelne ein besseres Verständnis dafür entwickelt, wie er seine Grundrechte in Anspruch nehmen kann und wer für deren Durchsetzung zuständig ist.
Mit Blick auf die Umsetzung der Grundrechte in die Praxis wird die Kommission die bestehenden Programme bestmöglich zur Stärkung von Organisationen der Zivilgesellschaft und Menschenrechtsorganisationen nutzen, die sich für die Erhöhung des Bekanntheitsgrads der Charta einsetzen und zu deren Anwendung auf nationaler Ebene beitragen. Allerdings stellt die Kommission fest, dass es – außer in Zivil- und Strafverfahren – keine Rechtsgrundlage für den Erlass von EU-Vorschriften über die Prozesskostenhilfe in Verfahren vor den Gerichten der Mitgliedstaaten gibt. Was Verfahren vor den EU-Gerichten anbelangt, sind in der Verfahrensordnung des Gerichtshofs und des Gerichts bereits Regelungen über die Prozesskostenhilfe enthalten.
Die Kommission ist ferner der Auffassung, dass die Förderung und Gewährleistung der demokratischen Beteiligung und die Sensibilisierung für das Wahlrecht wichtig sind. Daher wird die Kommission die einschlägigen Arbeiten gemeinsam mit den Interessenträgern, einschließlich der Zivilgesellschaft, unterstützen, in deren Rahmen die Unionsbürger weiter darin bestärkt werden, ihre mit der Unionsbürgerschaft einhergehenden Rechte in vollem Umfang wahrzunehmen. Diese Rechte, einschließlich des aktiven und passiven Wahlrechts bei EU- und lokalen Wahlen in einem EU-Mitgliedstaat nach denselben Bedingungen wie für die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats, stärken die Demokratie auf EU-Ebene und sind ein Ausdruck unserer gemeinsamen demokratischen Werte.
Die Kommission bewertet kontinuierlich, wie die vorhandenen Instrumente am besten eingesetzt werden können, um die Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Grundrechte zu fördern und zu wahren, und ist bereit, den Dialog mit dem Europäischen Parlament in diesem Bereich fortzuführen.
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